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Dieluxemburgische
Regierung hat die ersten 23

von mehreren hundert
Jugoslawien−Flüchtlingen

abgeschoben.
Justizminister Luc Frieden
rechtfertigt die Nacht− und
Nebelaktion undverstrickt

sich dabei in Widersprüche.

Als Suada Mulic aufwachte,
stand die Polizei vor ihrer Tür.
Etwa 15 Beamte in Zivil und in
Uniform waren um sechs Uhr
morgens zu dem Gasthof in As-
pelt gekommen. "Wo ist die Fa-
milie Korac?", fragte einer die
überraschte Frau. "Im dritten
Stock", antwortete sie. Die Poli-
zistInnengingenanihr vorbei in
das Haus, woIzet Korac mit sei-
ner Frau Ema Sinanovic und sei-
nenvier Kindern wohnte.
Während Suada Mulic erzählt,

was am Dienstagmorgen ge-
schah, klingt ihre Sti mme ver-
zweifelt. Mehrmals hält sieinne,
beginnt zu weinen. Es habeviele
Tränen gegeben, als die Koracs
abgeholt wurden, sagt sie. Keine
anderthalb Stunden hätte die
Flüchtlingsfamilie aus der jugo-
slawischen Teilrepublik Mon-
tenegro Zeit gehabt, umihre Sa-
chen zu packen. Dann wurden
sie in eines der drei Polizeifahr-
zeuge gesteckt. "Wo gehen wir
hin?", habe eines der Kinder ge-
fragt, und Ema Sinannovic habe
geantwortet: "Wir gehen nach
Hause− nachJugoslawien."
Izet Korac und seine Familie

gehören zu jenen 23 Flüchtlin-
gen, darunter 13 Kinder und Ju-
gendliche, die in Aspelt, Tetin-
gen und Weilerbach wohnten
und die der luxemburgische
Staat diese Woche abgeschoben
hat. Eine Maschine der belgi-
schen Fluggesellschaft VLM
brachte siein die montenegrini-
sche Hauptstadt Podgoriza.
Nach den Worten von Justizmi-
nister Luc Frieden war dies erst
der Anfang einer ganzen Reihe
so genannter Zwangsrückfüh-
rungen abgelehnter Asylbewer-
ber. Auch während des Winters
will der Hardliner abschieben,
sagte er bei einer Pressekonfe-
renz amDienstag.
Das Justizministerium hatte

in einem Rundschreiben den
rund 800 Flüchtlingen aus Jugo-
slawien darauf aufmerksam
gemacht, dass sie sich illegal

auf luxemburgi-
schem Boden auf-
hielten, und ihnen
empfohlen, lie-
ber freiwillig zu-
rückzukehren −
sonst drohe ihnen
die Zwangsauswei-
sung. Nur etwa
hundert Freiwillige
hatten sich dafür
gemeldet, dieande-
ren warteten unter
Angst und Bangen
auf denTagX. Etwa
120 von ihnen leg-
ten die Zusagen
von luxemburgi-
schen Arbeitge-
bern vor, sie zu
beschäftigen, oder
wiesen auf die Si-
tuation ihrer Fami-
lien hin − so auch
Izet Korac, der wie
die meisten ande-
ren Flüchtlinge
während des Koso-
vo−Krieges nach
Luxemburg gekom-
men war. Seine
Söhne Emir und

Admir gingen hier zur Schule,
der fünfjährige Damir besuchte
denKindergarten. Allesamt spre-
chen sie luxemburgisch. Das
jüngste Kind Amina kam in
Luxemburg zur Welt, ebenso die
acht Monate alten Zwillinge von
Ferid Palmar. Damit handelt es
sich nach den Worten von Serge
Kollwelter um potenzielle Lu-
xemburgerInnen, die ausgewie-
sen wurden. Da siein keinemju-
goslawischen Register erfasst
undeingetragenseien, geltensie
als staatenlos und ihnen stehe
die luxemburgische Staatsbür-
gerschaft zu, so der Präsident
der "Association de soutien aux
travailleurs i mmigrés" (Asti).
Eine Ausweisung sei deshalb
rechtswidrig, erklärt Kollwelter.
Zudemsei der Antrag der abge-
lehnten AsylbewerberInnen auf
eine Aufenthaltsgenehmigung
noch nicht beantwortet worden.
Das Justizministerium habe le-
diglichdenEmpfangder Anträge
bestätigt.

Ende desTraumsvom
besseren Leben
Für Friedenverlief die Auswei-

sung hingegen rechtmäßig.
Die Betroffenen seien x−mal dar-
über informiert worden, recht-
fertigte der CSV−Politiker die
"konsequente Haltung" der
Regierung. Zudemlägen die not-
wendigen Papiere aus Belgrad
jetzt vor. Der Justizminister
beruft sich bei seiner Rechtferti-
gung der "Nacht− und Nebelak-
tion" (Kollwelter) ausgerechnt
auf das Asylrecht: "Wir haben
denAsylbewerbern währenddes
Kosovo−Krieges geholfen." Die-
ser Konflikt sei jedoch mittler-
weile beendet, die Flüchtlinge
müssten deshalb zurück in ihre
Heimat.
Dass Montenegro und dabei

besonders der Sandschak, die
Grenzregion zu Serbien, woher
die meisten Flüchtlinge stam-
men, wirtschaftlich am Boden

liegt undnochlangeandenAus-
wirkungen der Balkan−Kriege zu
leiden hat, sprach Frieden nicht
an. Zwar wendet das Koorpera-
tionsministeriumlaut Friedenelf
Millionen Euro für Entwick-
lungsprojekteinJugoslawienauf
und erhalten die Abgeschobe-
nen eine finanzielle Unterstüt-
zung. Doch die wirtschaftliche
Entwicklung stockt, jeder dritte
Montenegriner ist arbeitslos.
Angesichts der prekären Lagein
der jugoslawischen Teilrepublik
stehen die unfreiwilligen Rück-
kehrerInnen − die zudem der
dort, wennnicht politisch, sozu-
mindest sozial benachteiligten
musli mischen Minderheit an-
gehören − vor dem Nichts: "Die
Menschen haben in ihrer alten
Heimat keine Zukunftsperspek-
tive mehr", meint die Caritas−
Flüchtlingsbeauftragte Agnes
Rausch und fügt hinzu: "Die
Menschen haben das Recht, da-
hinzugehen, wohinsie wollen."
Dass es sich bei den abge-

schobenen oder von der Ab-
schiebung bedrohten Montene-
grinerInnen nicht mehr um
Flüchtlinge handelt, sondern um
ImmigrantInnen, die auf dem
luxemburgischen Arbeitsmarkt
durchaus willkommen wären,
davon will Frieden nichts wis-
sen. ImGroßherzogtumseienAr-
beitgeber bereit, sie einzustel-
len, erklärt derweil Jean Licht-
fous von der Asti und verweist
auf ein mittlerweile 30 Jahre al-
tes Arbeitskräfte−Abkommen Lu-
xemburgs mit Jugoslawien.
Stattdessen werbe man neue Ar-
beitskräfte aus den EU−Beitritts-
ländern an. "Sind wir weniger
wert als Polen und Rumänen?"
fragte eine verzweifelte Angehö-
rige bei der Pressekonferenz der
Asti am Dienstag. Sie schildert
dabei, welche Entbehrungen die
Flüchtlinge auf sich genommen
hatten, umaus der Misereinih-
rer Hei mat zu entfliehen und in
Luxemburg"einbesseres Leben"
zuführen. Nunsollensiezurück-
gebracht werden. Ein Charter-
flug nach Montenegro koste üb-
rigens 25.000 bis 30.000 Euro,
wie Lichtfous erklärt, was die
Rückführung auch unter ökono-
mischen Gesichtspunkten kon-
traproduktiv mache.
Doch Luc Frieden setzt auf

Härte: Von den insgesamt 3.200
AsylbewerberInnen in Luxem-
burg wurderund der Hälfte kein
Flüchtlingsstatus zuerkannt.
Diese müssten mit der Auswei-
sung rechnen. Der Frage, wes-
halb nicht zuerst die freiwilli-
gen RückkehrerInnen hei mge-
flogen wurden, begegnet er un-
terdessen mit dem Hinweis,
dass für diese nochkeinePapie-
revorlägen.
Unklar ist nach wie vor, wie

ein Gewehr mit Zielfernrohr in
das Gepäck eines Abgeschobe-
nen kam. "Das war nur ein Mit-
tel, umuns als Terroristenzuve-
rungli mpfen", sagt eine Angehö-
rige. Polizeisprecher Vic Reuter
bestätigtejedochgegenüber der
woxx den Waffenfund und mein-
te: "Die Polizei macht keine Un-
terstellungen." Und Luc Frieden
hat viel Lob für die "menschli-
che Vorgehensweise" der groß-
herzoglichen Polizei bei ihrer
morgentlichen Abschiebeaktion
übrig. Deren Leiterin Andrée Co-
las hatte übrigens auch die um-
strittene"Operation Milano" vor
drei Jahrengeleitet, als 36 Koso-
vo−Albaner ausgewiesen wur-
den. Abschiebung als humane
Geste?

StefanKunzmann

L'Europe, c'esttout prêt
Mardi, les Verts ont tiré leurs premières concl usi ons
sur les travaux de la Convention européenne. Renée
Wagener, suppléante à la Conventi on et membre du
groupe de travail "rôle des parlements nati onaux", a
souli gné l'i mportance que la Convention attri bue à ces
parlements, surtout en ce qui concerne le suivi des po-
siti ons des gouvernements nationaux lors de la négo-
ciati on des directives et règlements européens. Comme
au Luxembourg, tout reste encore à faire, "Déi Gréng"
ont pris l'i nitiative d' élaborer des amendements au
règlement i nterne de la Chambre qui transposeraient
des procédures parlementaires telles qu' elles existent
déjà dans les pays scandi naves ou aux Pays−Bas.
François Bausch a dans ce contexte présenté des idées
commela créati on d' une commissi on des affaires euro-
peennes, l' engagement de spécialistes dans l' adminis-
trati on de la Chambre et des groupes parlementaires, le
droit des parlementaires européen−ne−s à partici per aux
séances des commissi ons. Et, last but not least, l'i dée
que les ministres doivent être en contact permanent
avec ces commissi ons et entendre leur avis l ors de
l' élaborati on des directives.

Elections: lesfemmess'en mêlent
Les travaux parlementaires sur la réforme électorale
suivaient tranquill ement leur cours, l orsque la commis-
sion "Egalité entre hommes et femmes" entra soudaine-
ment sur scène. Se rendant compte que par le passé
diverses moti ons parlementaires avaient retenu un
débat pl us fondamental autour de la question de la par-
tici pation, de l'i ntroducti on de quotas et de l'i mpact du
système électoral sur la représentation des femmes, la
commissi on a décidé d'i ntervenir. Après avoir voté ce
mercredi un rapport pour avis sur le projet de loi en
cause, elle a retenu l'i dée d' un heari ng où des expert−
e−s et des représentant−e−s d' ONG seraient présent−e−s.
Avoir ce qu' en pensent les membres de la commissi on
"I ntérieur" − tous des messieurs − qui avaient déjà misle
sujet au placard.

Volles Programmbei "Schréibs"
Kein Fastnachtsgag: Am 11. 11. rollt wieder ei n Castor.
Das bietet Anlass genug für ei ne Castor−Nix−da−Kampa-
gne, auf die der Escher I nfoladen "Schréi bs" hi nweist.
Zur Vorbereitung gibt es ei n I nformationstreffen i m
Trierer FUZ, Pfützenstraße 1, zwei Tage später dann die
gemeinsame Fahrt zur Auftaktdemo an der deutsch−
französischen Grenze bei Karlsruhe. Außerdemauf dem
Programmvon "Schréi bs": der i nternationale Tag gegen
Faschismus und Antisemitismus am 9. November, so-
wie die Demo gegen den Krieg i m Irak am Brüsseller
Gare du Nord am 17. November um elf Uhr. Darüber
hi naus veranstaltet "Schréi bs" am 12. ei nen I nfo−Abend
über die "Stëmmvun der Strooss", und am 14. Novem-
ber fi ndet die Generalversammlung i m I nfoladen, 116,
rue de Luxembourg i n Esch statt. Dieser ist übri gens
dienstags und donnerstags von 14 bis 21 Uhr geöffnet.
Näheres gibt es unter Tel. 26 55 24 56 oder 26 53 28
95, sowie unter www.i nfoladen.l u

Wirtschaftliches"forum"
Wie geht es weiter mit der hei mischen Wirtschaft und
dem Finanzplatz Luxemburg vor dem Hintergrund der
ernüchternd ausgefallenen Wachstumsprognosen? An-
gesichts der jüngsten Statec−Zahlen ei ne brisante Fra-
ge. I hr widmet sich die Zeitschrift−"forum" schwer-
punktmäßig i n i hrer neuen Ausgabe. Zu dem wirtschaft-
lichen Dossier−Thema liefern unter anderem folgende
Fachleute Beiträge: der Ökonom Guy Schuller, Ray-
mond Wagener (Direktor der I nspection Générale de la
Sécurité sociale), Robert Kieffer (Präsi dent der Uni on
des Caisses de Maladie), LCGB−Präsident Robert
Weber, OGB−L−Generalsekretär Jean−Claude Reding und
Norbert Fri ob, Autor des kürzlich erschienenen Buchs
"Parl ons commerce".
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